
reicht, um die für das gesamte ‚duale System‘
geltenden Jugendschutzanforderungen zu
verwirklichen. Dies sieht auch die KJM so, die
in ihrem Bericht ausdrücklich erklärt hat, der-
artige Fälle auch in Zukunft aufzugreifen, um
verstärkt auf die Umsetzung von gemeinsa-
men Jugendschutzstandards bei privaten und
öffentlich-rechtlichen Anbietern hinzuwir-
ken.

Da es sich bei den öffentlich-rechtlichen
Anstalten auch nicht um ‚Träger öffentlicher
Verwaltung‘ handelt, die kraft ihres grund-
rechtlichen Status staatsfrei, rechtsfähig und
autonom in ihrer Programmgestaltung sind
(vgl. dazu Lesch, ZUM 2003, 44, 45), und
da der Gesetzgeber bei Erlass des JMStV aus-
drücklich zu einem einheitlichen Jugend-
schutz im dualen System kommen wollte 
(vgl. Amtliche Begründung Ziff. 2, abgedruckt
bei Hartstein/Ring/Kreile/Dörr/Stettner,
JMStV, Kommentar, C 1.6.), gibt es im Ergeb-
nis somit keine i. S. v. Art. 3 Abs. 1 GG wesent-
lichen Unterschiede hinsichtlich Struktur,
Funktion und Kontrollmechanismen zwi-
schen privaten Anbietern und den öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten, die die be-
stehende Ungleichbehandlung zwischen pri-
vaten und öffentlich-rechtlichen Anbietern
rechtfertigen könnten.“

Diese Auffassung entspricht vollumfäng-
lich der Sehweise des Gerichts, so dass darauf
Bezug genommen wird.

Damit liegt aber eine grundgesetzwidri-
ge Ungleichbehandlung der Redakteure der
privatrechtlichen Fernsehanstalten vor, da
gegen den Redakteur einer öffentlich-recht-
lichen Sendeanstalt bei gleichem Verhalten
ein Bußgeld überhaupt nicht hätte verhängt
werden dürfen, obwohl, hätte ein öffentlich-
rechtlicher Sender dieselbe Sendung zur sel-
ben Zeit ausgestrahlt, die Entwicklung von
Kindern in gleicher Form beeinträchtigt wor-
den wäre.

Die Vorlegungsfrage ist daher entschei-
dungserheblich, da bei Verfassungswidrig-
keit der zitierten Vorschrift der Betroffene
freizusprechen wäre. 

Buchbesprechungen

Die bei Hubertus Gersdorfgefertigte Rostocker
Dissertation greift ein Thema auf, das in al-
ler Fachleute Munde ist. Zugleich sucht sie
grundsätzliche Fragen zu klären, will sie doch
die gerätebezogene Rundfunkgebühr auf-
geben zugunsten einer nutzungsbezogenen
Gebühren- oder Entgelterhebung. Das ver-
tritt die Arbeit, unbeschadet der Folgeproble-
me, die eine solche Veränderung der Finan-
zierung etwa auf europarechtlicher Ebene
mit sich bringt, weil es sich dann nicht mehr
um eine als – wie man dort meint – Beihilfe
und vielleicht aus Bestandsschutzgründen
noch immer hinnehmbare alte Regelung ei-
ner wettbewerbswidrigen Begünstigung des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks als Markt-
teilnehmer handelt, sondern sich die Frage
der Zulässigkeit einer solchen Regelung neu
stellt. Die Dissertation vertritt dies auch unbe-
schadet des Umstands, dass eine solche Ent-
geltregelung zwar vielleicht marktkonformer,
aber mit dem öffentlichen Auftrag der Anstal-
ten als Teil eines „service public“ schwerlich
in Einklang zu bringen wäre.

Anknüpfungspunkt der Erörterung all die-
ser Grundsatzfragen ist die Aussetzung der
Gebührenpflicht der PCs, wie sie bis Ende

2006 bestand und nun faktisch und wohl ge-
setzwidrig zunächst fortgilt kraft Herabset-
zung des Gebührenansatzes für diese Gerä-
te, nun nicht durch Gesetz, sondern durch Be-
schlüsse der Intendanten und der Minister-
präsidentenkonferenz, was – wie die Arbeit
in ihrem Vorwort zu Recht betont – angesichts
der Handlungsformenlehre und des Vorbe-
halts des Gesetzes fragwürdig erscheint.

Insgesamt erstreckt die Arbeit ihren Un-
tersuchungsgegenstand auf alle neuartigen
Geräte, also nicht nur Internet-PCs, sondern
etwa auch Handys. Die Anknüpfung der Ge-
bühr an das Gerät sieht die Arbeit verbunden
mit der nach deutschem Recht dogmatisch
unklaren Rechtsnatur der Rundfunkgebühr
als öffentlicher Abgabe, die sie ja wiederum
eigentlich nicht ist. Denn sie wird auch als
Abgabe keiner rechtlichen Erklärung zugäng-
lich. Im zweiten Hauptteil wird sodann auch
die an sich ab 01.01.2007 kraft Gesetzes be-
stehende, während der Bearbeitung des The-
mas außer Frage stehende und jetzt nur durch
die Höhe der Freistellung durch Beschlüsse
wieder irrelevante Gebührenpflicht als recht-
liches Monstrum entlarvt. Dabei meint Mons-
trum eine Struktur, die sich aus tatsächlich
und rechtlich nicht zu vereinbarenden Ele-
menten zusammensetzt, so wie dieser Aus-
druck für das alte, bis „Napoleon“ bestehen-
de Römische Reich deutscher Nation von
Samuel Pufendorf eingeführt wurde. 

Der Untersuchung liegt dann daran, ei-
nen Ausweg zu finden, der juristisch über-
zeugend und sachlich angemessen ist. Den
findet sie in der nutzungsbezogenen Belas-
tung des Rezipienten. Dies macht sie zu ih-
rem rechtspolitischen Vorschlag, den sie auch
verfassungsrechtlich für besser abgesichert
erachtet. Dass damit der gerade mühsam ge-
fundene Kompromiss zwischen der Brüsse-
ler Kommission und der Bundesrepublik – wie
oben schon angedeutet – ins Wanken gera-
ten könnte, übersieht die Untersuchung. Die-
ser Kompromiss, der vor allem auch ein drei-
stufiges Testverfahren im Sinne eines „public
value test“ für Angebote der Anstalten im Be-
reich der „Neuen Medien“ vorsieht, sollte das
Vorverfahren der Kommission wegen Versto-
ßes der Finanzierung der Anstalten im We-
ge der Rundfunkgebühr gegen das Beihilfe-
recht durch Einstellung beenden. All diese
Fragen würden also der Büchse der Pandora
wieder entweichen, abgesehen von den durch
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und Zeugnisverweigerungsrechten, zu Wett-
bewerbsrecht und Kontrahierungszwang, zu
Jugendschutz, Indizierung und zugehörigem
Verwaltungsrechtsweg, zu Buchpreisbindung
und Urheberrecht, zum so genannten Rund-
funkverfassungsstreit zwischen Rundfunk-
rat und Intendant in öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten, zu Kurzberichterstat-
tung, Exklusivverträgen und Kontrahierungs-
zwang, zu Werbung im öffentlich-rechtlichen
Rundfunk sowie zur Gebührenpflichtigkeit
von zum Empfang von Rundfunkprogram-
men tauglichen PCs, zum Gebührenfestset-
zungsverfahren und dem zugehörigen Ver-
fassungs- sowie Verfassungsprozessrecht, zur
Indizierung von Filmen und Fragen ihrer
„Zensur“, zum Filmförderungsrecht, zu mul-
timedialen Diensteanbietern, ihrer Haftung
und dem zugehörigen Datenschutzrecht, zu
Internetverträgen und internationalem Pri-
vatrecht, zu Wettbewerbsrecht und Marken-
recht im Rahmen der Handynutzung, zur
Zugangs- und Entgeltregulierung im Tele-
kommunikationsrecht, zu Arbeitnehmer-
Urheberrecht, Miturheberschaft und dem zu-
gehörigen Rechtsschutz sowie schließlich zu
Urheber- und Wettbewerbsrecht.

Die Breite der Fälle und Gegenstände
zeigt, wie anspruchsvoll ein Rechtsgebiet sein
kann. Der Zugang wird am Ende durch ge-
bietsspezifische Aufbauschemata und Litera-
turhinweise etwas erleichtert. Das zugehöri-
ge Abkürzungsverzeichnis findet sich nur
im Lehrbuch, nicht auch in dieser Fallsamm-
lung, ebenso das Register. Ob diese Samm-
lung Studierenden im Nebenfach wirklich er-
leichtern wird, auch Fall-Klausuren zu bewäl-
tigen, das wird sich zeigen. Ein erster, wesent-
licher Schritt ist damit getan, überhaupt mit
einer derartigen Lernhilfe auf den Markt zu
kommen. Da Fälle in solchen Sammlungen
anschließend immer als „verbraucht“ gelten,
d.h. für Prüfungen neue Fälle entwickelt wer-
den müssen, löst dies zugleich eine Belebung
der didaktischen Anstrengungen aus, die mit-
telbar dem Feld der Kandidaten doch auch
zugutekommt, sie also nicht nur in neue Nö-
te stürzt, „unbekannte“ Streitlagen zu bewäl-
tigen. Für die professionalisierte Öffentlich-
keit von Medienmitarbeitern können solche
Sammlungen reizvoll sein, wollen sie ihre ju-
ristischen oder juristisch vorgeprägten Kol-
leginnen und Kollegen überhaupt verstehen.
Allerdings müsste dafür vielleicht zu noch

den Kompromiss entstandenen Folgeproble-
men der Organisation und Durchführung sol-
cher Testverfahren. Auch kämen neue Fra-
gen hinzu, die für ein weiteres Verfahren aus-
reichten.

Deswegen erscheinen die Argumente,
Schritte und Ergebnisse der Untersuchung
zwar wissenschaftlich auf Ebene des nationa-
len Rechts von großem Interesse. Praktisch
haben diese Ergebnisse aber einstweilen kei-
ne Chance der Verwirklichung, so sehr auch
die Medienkonvergenz dafür sprechen mag.
Allerdings ist die Konvergenzthese gerade
jüngst wieder fragwürdig geworden, nach-
dem sich ergeben hat, dass gerade bei den Nut-
zungsgewohnheiten junger Rezipienten so-
wohl der klassische Fernsehanteil als auch
derjenige der PC-Nutzung wächst, zumal mit
einem größeren Anstieg der Fernsehnutzung
im herkömmlichen Sinne. Unabhängig da-
von ist dies der blinde Fleck der Arbeit, wel-
cher mit der Ausblendung des Europarechts
und der Linien der jüngeren Auseinanderset-
zung dazu einhergeht. Denn alle dogmatische
Klarheit hilft nicht, wenn sie in Wege der recht-
lichen Auseinandersetzung führt, die nicht
ebenfalls abgeschritten worden sind, um die
Passfähigkeit der rechtspolitischen Vorschlä-
ge in den verschiedenen Rechtsebenen, die
hier greifen, und den Auseinandersetzungen
um deren Zuordnung sicherzustellen. Daran
fehlt es, und hier ergeben sich Zweifel. Viel-
leicht hätte die Betreuung der Arbeit auf die-
se Aspekte intendierter Ergebnisse rechtzei-
tig hinweisen müssen, was aber schwierig ge-
wesen sein mag, da die Arbeit offenbar nicht
in Rostock, sondern – wie ihr Vorwort berich-
tet – während einer Tätigkeit ihres Autors in
Erfurt entstand. Allerdings wäre das Unter-
suchungsfeld der Schrift dann um weitere
Rechtsgebiete erweitert worden. Dies hätte
das Unternehmen vielleicht scheitern lassen,
was ihr Autor nun auch nicht verdiente. 

Wer sich aber zu Geschichte, Dogmatik
und nationalrechtlicher Problematik der deut-
schen Rundfunkgebühr, zu den medienpoli-
tischen Konvergenzlehren und Entwicklun-
gen neuer Verbreitungswege informieren will,
der sollte zu diesem Buch durchaus greifen.
Es ist im Übrigen sehr gut gearbeitet, zugäng-
lich geschrieben, übersichtlich und in diesem
Sinne in jeder Weise „nutzerfreundlich“.

Prof. Dr. Helmut Goerlich, Leipzig

Fallsammlungen in besonderen Rechtsgebie-
ten, zumal in Querschnittsmaterien wie dem
Medienrecht, sind nicht so häufig. Sie lie-
gen aber nahe, zumal für einen Autor, der ein
Lehrbuch anbietet, mit dem er Erfolg hat. Dies
ist hier der Fall, Frank Fechner hat mit seinem
Medienrecht die 10. Auflage erreicht. Die be-
sondere Herausforderung einer solchen Fall-
sammlung ist gewiss, das spezifische Publi-
kum des betreffenden Rechtsgebiets zufrie-
denzustellen. Didaktisch stellt das höhere An-
forderungen, wenn es sich weitgehend auch
aus Studierenden im Nebenfach zusammen-
setzt. Die Nachfrage für derartige Fallsamm-
lungen steigt allerdings, wenn in den betref-
fenden Gebieten auch Klausuren zu schrei-
ben sind. Das ist in Wahlfach- oder Schwer-
punktbereichen des juristischen Studiums
zunehmend gefordert.

Daher wird auch eine solche Fallsamm-
lung auf eine rege Nachfrage stoßen.

Die vorliegende Sammlung enthält Fälle
zu Persönlichkeitsrecht und Gegendarstel-
lung, zu journalistischer Sorgfaltspflicht und
Berichtigungsanspruch, zum postmortalen
und allgemeinen Persönlichkeitsschutz im
Verhältnis zur Kunstfreiheit und dem Urhe-
berrecht sowie dem zugehörigen, auch einst-
weiligen Rechtsschutz vor Zivilgerichten, zu
Meinungsfreiheit und Zensur, zu Boykottauf-
rufen und Unterlassungsbegehren, zum pres-
serechtlichen Auskunftsanspruch und dem
verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutz, zum
Recht am eigenen Bild, strafrechtlichem Schutz

R E C H T

tv
 d

is
ku

rs
 5

0

4 | 2009 | 13. Jg.106

Frank Fechner [unter Mitarbeit von 
Tankred Schipanski und Albrecht Rösler]:
Fälle und Lösungen zum Medienrecht.
Tübingen 2007: Verlag Mohr Siebeck. 
328 Seiten, 18,90 Euro 


